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Anhang für das Geschäftsjahr 2023

der DF Deutsche Forfait AG, Köln

I. Angaben zum Jahresabschluss

Der Jahresabschluss der DF Deutschen Forfait AG mit Sitz in Köln, eingetragen beim Amts-

gericht Köln unter HRB 112638 wurde nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches unter

Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und den entsprechenden Vor-

schriften des Aktiengesetzes aufgestellt. Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Ge-

samtkostenverfahren gegliedert. Die DF Deutsche Forfait AG ( DF AG ) ist eine große Kapi-

talgesellschaft im Sinne des § 267 Abs. 3 S. 2 i. V. m. § 264d HGB und ein Finanzunternehmen

im Sinne des § 1 Abs. 3 Nr. 2 KWG.

Der Jahresabschluss wurde nach den handelsrechtlichen Vorschriften der §§ 252 ff. HGB un-

ter Beachtung der ergänzenden Vorschriften für große Kapitalgesellschaften und unter der

Zugrundelegung des Grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufgestellt.

II. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die Bilanzierung und Bewertung wird nach den allgemeinen Bestimmungen der §§ 246 bis

256a HGB unter Berücksichtigung der Sondervorschriften für Kapitalgesellschaften (§§ 264

bis 278 HGB) und § 152 AktG vorgenommen.

Im Jahresabschluss sind sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgren-

zungsposten, Sonderposten, Aufwendungen und Erträge enthalten, soweit gesetzlich nichts

anderes bestimmt ist. Die Posten der Aktivseite sind nicht mit Posten der Passivseite, Aufwen-

dungen nicht mit Erträgen verrechnet worden, soweit dies nach den Vorschriften des § 246

HGB nicht ausdrücklich gefordert wird.

Entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände sind zu Anschaffungskosten

abzüglich planmäßiger Abschreibungen bewertet. Die planmäßige Abschreibung erfolgt nach

der linearen Methode über eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von drei bis fünf Jahren.

Geringwertige Wirtschaftsgüter werden im Jahr ihres Zugangs in voller Höhe abgeschrieben.

Die Bewertung des Sachanlagevermögens erfolgt zu Anschaffungskosten unter Berücksich-

tigung planmäßiger linearer Abschreibungen auf Basis der betriebsgewöhnlichen Nutzungs-

dauern zwischen drei und dreizehn Jahren.

Geringwertige Anlagegüter mit Anschaffungskosten bis zu EUR 800 werden im Anschaffungs-

jahr in voller Höhe abgeschrieben, wobei im Zugangsjahr auch der Abgang unterstellt wird.

Die Finanzanlagen sind zu Anschaffungskosten bilanziert. Außerplanmäßige Abschreibun-

gen werden bei voraussichtlich dauerhafter Wertminderung vorgenommen.
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Im Insolvenzplan designierte Vermögensgegenstände:Gemäß Insolvenzplan vom 29. Ap-

ril 2016 stehen bestimmte Vermögensgegenstände der DF AG ausschließlich für die Befriedi-

gung der Ansprüche der Gläubiger zur Verfügung und stellen dementsprechend zweckgebun-

denes Vermögen dar. Aufgrund dieser Zweckbindung und zur Aufstellung eines klaren und

übersichtlichen Jahresabschlusses der Gesellschaft werden diese im Insolvenzplan designier-

ten Vermögensgegenstände abweichend vomGliederungsschema des § 266 HGB als eigener

Posten unter den Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen im Umlaufvermögen

ausgewiesen.

In diesem Abschlussposten sind sowohl Forderungen des Restrukturierungsportfolios als auch

zum Nominalwert bewertete Bankguthaben enthalten.

Das Restrukturierungsportfolio besteht aus überfälligen und rechtshängigen Forderungen ge-

gen diverse Schuldner. Die Bewertung erfolgt dabei unverändert zu Anschaffungskosten bzw.

dem niedrigeren beizulegenden Wert. Der Ermittlung des beizulegenden Werts liegt, unter

Berücksichtigung unternehmensinterner und externer juristischer Beurteilungen, die Einschät-

zung der jeweiligen Erfolgsaussichten der gerichtlichen Durchsetzung der rechtshängigen For-

derungen zugrunde.

Forderungen gegen verbundene Unternehmen sind zum Nennwert bewertet.

Sonstige Vermögensgegenstände sind zum Nennwert beziehungsweise zu Anschaffungs-

kosten unter Berücksichtigung etwaiger notwendiger Wertberichtigungen bewertet.

Vermögensgegenstände, die ausschließlich der Erfüllung von Verpflichtungen aus Pensions-

zusagen dienen und dem Zugriff aller übrigen Gläubiger entzogen sind, sind zum beizulegen-

den Wert bewertet und werden mit der jeweils zugrunde liegenden Verpflichtung verrechnet.

Zu Einzelheiten wird auf die Ausführung unter den Angaben zur Bilanz verwiesen.

Die liquiden Mittel werden mit ihrem Nennwert bilanziert.

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten betrifft vor dem Bilanzstichtag geleistete Aus-

zahlungen, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen.

Latente Steuern

Temporäre Differenzen zwischen handelsrechtlichen und steuerrechtlichenWertansätzen füh-

ren insgesamt zu einer aktiven latenten Steuer, die unter Anwendung eines durchschnittlichen

Steuersatzes von 32,45 % ermittelt wurde. Die DF AG hat auf die Aktivierung latenter Steuern

gemäß § 274 Abs. 1 S. 2 HGB verzichtet. Zu Einzelheiten wird auf die Ausführung unter den

Angaben zur Bilanz verwiesen.

Das gezeichnete Kapital ist mit dem Nennwert angesetzt und entspricht der Satzung und der

Eintragung in das Handelsregister.

Pensionsrückstellungen sind mit den entsprechenden Aktivwerten der Rückdeckungsversi-

cherungen angesetzt, die den Erfüllungsbeträgen der Rückstellung entsprechen.

Steuerrückstellungen sind grundsätzlich mit dem voraussichtlichen Erfüllungsbetrag ange-

setzt. Die Höhe des Erfüllungsbetrags bemisst sich nach der am Bilanzstichtag erwarteten

Steuerschuld.
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Die sonstigen Rückstellungen werden in Höhe des Erfüllungsbetrages angesetzt, der nach

vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist. Diese berücksichtigen alle erkennba-

ren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. Bei Rückstellungen mit Restlaufzeiten von über

einem Jahr erfolgt eine Abzinsung mit dem fristkongruenten von der Deutschen Bundesbank

veröffentlichten durchschnittlichen Marktzins.

Rückstellungen für Insolvenzverbindlichkeiten: Im Rahmen des Insolvenzplans vom

29. April 2016 haben die Gläubiger der DF Deutsche Forfait AG auf rd. 62% ihrer Forderungen

verzichtet und die restlichen rd. 38 % der Forderungen bis zur Verwertung der im Insolvenz-

plan designierten Vermögensgegenstände gestundet. Des Weiteren ist im Insolvenzplan fest-

gelegt, dass die Tilgung der Verbindlichkeiten gegenüber den Insolvenzgläubigern ausschließ-

lich aus der Verwertung der designierten Vermögensgegenstände erfolgt. Ebenso haben die

Insolvenzgläubiger im Rahmen des Insolvenzplans verbindlich auf den Teil ihrer Forderungen

unwiderruflich verzichtet, der nicht durch die Verwertung dieser Vermögensgegenstände ge-

deckt wird. Durch diesen unwiderruflichen Verzicht der Gläubiger stehen daher die Verpflich-

tungen der DF AG gegenüber den Insolvenzgläubigern zwar dem Grunde nach, nicht aber der

Höhe nach fest.

Zur Aufstellung eines klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses der Gesellschaft werden

diese der Höhe nach ungewissen Verbindlichkeiten gegenüber den Insolvenzgläubigern ab-

weichend vom Gliederungsschema des § 266 HGB zusammengefasst als Rückstellung im

Bilanzposten für Insolvenzverbindlichkeiten ausgewiesen.

In diesem Abschlussposten sind die Anleiheverbindlichkeiten, Verbindlichkeiten gegenüber

Kreditinstituten, Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie Sonstige Verbind-

lichkeiten enthalten, sofern diese Verbindlichkeiten in die Erklärung des Forderungsverzichts

einbezogen waren.

Die Bewertung der Rückstellungen für Insolvenzverbindlichkeiten erfolgt, entgegen der für

Verbindlichkeiten notwendigen Bewertung zum Erfüllungsbetrag, nunmehr mit dem für Ver-

bindlichkeitsrückstellungen maßgebenden, nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung not-

wendigen Erfüllungsbetrag. Dieser wurde auf Basis der Einschätzung der Inanspruchnahme

aufgrund der maximal noch zu erwartenden Verwertungserlöse aus den im Insolvenzplan de-

signierten Vermögensgegenständen ermittelt. Dabei wurden auch mögliche noch zu generie-

rendeWertaufholungen berücksichtigt. Sofern Rückstellungen mit Restlaufzeiten vonmehr als

einem Jahr enthalten sind, erfolgt eine Abzinsungmit dem fristkongruenten von der Deutschen

Bundesbank veröffentlichten durchschnittlichen Marktzins.

Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt.

Bei der Fremdwährungsumrechnung werden die Forderungen und Verbindlichkeiten in

fremder Währung zum Devisenkassakurs am Abschlussstichtag umgerechnet. Transaktionen

während des Geschäftsjahres sind zum jeweiligen Tagesdurchschnittskurs umgerechnet wor-

den.

III. Erläuterungen zu den Posten der Bilanz

A) Anlagevermögen

Die Gliederung zum 31. Dezember 2023 und die Entwicklung des Anlagevermögens im Ge-

schäftsjahr 2023 sind nachfolgend im Anlagengitter dargestellt.
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Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unternehmen

Die Anteile an verbundenen Unternehmen setzen sich aus den Beteiligungsbuchwerten an der

Deutsche Forfait GmbH der DF Deutsche Forfait Middle East s.r.o.

und der DF Deutsche Forfait s.r.o. zusammen.

Ausleihungen an verbundenen Unternehmen

Bei den Ausleihungen an verbundenen Unternehmen handelt es sich um ein Darlehen an die

DF GmbH.

B) Umlaufvermögen

Im Insolvenzplan designierte Vermögensgegenstände

Die im Insolvenzplan designierten Vermögensgegenstände in Höhe von TEUR 281 (Vor-

jahr TEUR 311) setzen sich zum Bilanzstichtag aus Bankguthaben von TEUR 269 (Vor-

jahr TEUR 293) und Forderungen aus Lieferungen und Leistungen TEUR 11 (Vor-

jahr TEUR 18) zusammen. Die noch nicht ausgeglichene Forderung für Verwaltung vom de-

signierten Vermögen beträgt TEUR 7.

Forderungen gegen verbundene Unternehmen

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen enthalten Forderungen gegen die DF

GmbH in Höhe von TEUR 5.948 (Vorjahr TEUR 8.647), die im Wesentlichen aus der Gewinn-

abführung 2023 zwischen der DF AG und der DF GmbH resultieren. Die verbleibenden For-

derungen gegenüber verbundenen Unternehmen resultieren aus konzerninternen Leistungen.

Liquide Mittel

Die liquiden Mittel betragen zum Bilanzstichtag TEUR 538 (Vorjahr TEUR 1.393).

Latente Steuern

Aktive latente Steuern aus zum 31. Dezember 2023 bestehenden steuerlichen Verlustvorträ-

gen sowie aus Differenzen zwischen handelsrechtlichen und steuerrechtlichen Wertansätzen

wurden nicht aktiviert.
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C) Eigenkapital

Gezeichnetes Kapital

Das Grundkapital beträgt EUR 11.887.483 und ist eingeteilt in 11.887.483 nennwertlose

Stückaktien, die auf den Namen lauten. Es existiert keine andere abweichende Aktiengattung.

Jede Aktie hat ein Stimmrecht.

Gewinnrücklage

Die gesetzliche Rücklage beträgt nach Einstellung von EUR 225.760,13 gemäß

§ 150 Abs. 2 AktG zum 31. Dezember 2023 EUR 704.700,13.

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien

Die Hauptversammlung vom 30. Juni 2020 hat die Verlängerung der von der Hauptversamm-

lung vom 6. Juli 2016 beschlossenen Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener

Aktien gebilligt:

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 30. Juni 2025 bis zu 1.180.000 Stück eigene

Aktien zu erwerben. Der Erwerb darf nur über die Börse erfolgen. Dabei darf der von der Ge-

sellschaft gezahlte Erwerbspreis (ohne Erwerbsnebenkosten) den durch die Eröffnungsauk-

tion amHandelstag ermittelten Kurs für Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem

vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse um nicht mehr als 10 %

über- oder unterschreiten.

b) Die Ermächtigung kann unmittelbar durch die Gesellschaft oder durch von der Gesell-

schaft beauftragte Dritte ganz oder in mehreren Teilbeträgen im Rahmen der vorgenannten

Beschränkungen ausgeübt werden. Die Ermächtigung kann zu jedem gesetzlich zulässigen

Zweck, insbesondere in Verfolgung eines oder mehrerer der in lit. c), d), e), und f) genannten

Zwecke ausgeübt werden. Erfolgt die Verwendung zu einem oder mehreren der in lit. c), d),

oder e) genannten Zwecke, ist das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen.

c) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbe-

nen eigenen Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle

Aktionäre zu veräußern unter der Voraussetzung, dass die Veräußerung gegen Barzahlung

und zu einem Preis erfolgt, der den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der

Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet.

Diese Ermächtigung ist beschränkt auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals,

der insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt

des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch - falls dieser Wert geringer ist - im Zeitpunkt

der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals

vermindert sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt,

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung im Rahmen einer Kapitalerhöhung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Die Höchst-

grenze von 10 % des Grundkapitals vermindert sich ferner um den anteiligen Betrag des

Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- und/oder

Wandelanleihen ausgegeben werden, sofern die Schuldverschreibungen während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.
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d) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbe-

nen eigenen Aktien an Dritte zu übertragen, soweit dies zu dem Zweck erfolgt, Unternehmen,

Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegen-

stände zu erwerben oder Unternehmenszusammenschlüsse durchzuführen.

e) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbe-

nen eigenen Aktien zu nutzen, um Verpflichtungen der Gesellschaft aus Wandel- oder Opti-

onsschuldverschreibungen zu erfüllen, welche die Gesellschaft bis zum 6. Juli 2021 aufgrund

der auf der Hauptversammlung 2016 beschlossenen Ermächtigung des Vorstands ausgibt.

f) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbe-

nen eigenen Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Die Einzie-

hung kann auch ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen Betrages der üb-

rigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft erfolgen.

g) Von den Ermächtigungen in lit. c), d), e), und f) darf der Vorstand nur mit Zustimmung

des Aufsichtsrats Gebrauch machen. Der Aufsichtsrat wird im Fall der lit. f) zur Anpassung der

Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt. Im Übrigen kann der Aufsichtsrat bestimmen,

dass Maßnahmen des Vorstands aufgrund dieses Hauptversammlungsbeschlusses nur mit

seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

D) Rückstellungen

Pensionsrückstellungen

Für zwei ehemalige Vorstandsmitglieder, Frau Attawar, ausgeschieden zum 31. Dezember

2015 und Herrn Franke, ausgeschieden zum 30. September 2013, bestehen Altersversor-

gungszusagen, die als leistungsorientierte Versorgungspläne ausgestaltet sind. Die Zusagen

beinhalten Versorgungsleistungen, wenn das Vorstandsmitglied stirbt oder altersbedingt aus

dem Dienst ausscheidet. Herrn Franke wird in diesem Fall eine Kapitalzahlung gewährt. Frau

Attawar hat demgegenüber ein Wahlrecht zwischen laufender Ruhegeldleistung und Kapital-

zahlung. Im Dezember 2023 hat Frau Attawar sich für die Kapitalauszahlung entschieden, die

ihr auch ausgezahlt wurde. Die Verpflichtung des Unternehmens besteht darin, die zugesag-

ten Leistungen an die Pensionsberechtigten zu erfüllen. Das Versorgungssystem ist extern

durch vollständig leistungskongruente Rückdeckungsversicherungen finanziert. Die Höhe der

Altersversorgungszusagen bestimmt sich nach dem beizulegenden Wert der Rückdeckungs-

versicherungsansprüche. Sie sind bilanziell wie wertpapiergebundene Versorgungszusagen

zu behandeln, obwohl die Ansprüche formal keine Wertpapiere sind. Aufgrund der Kongruenz

ist der Erfüllungsbetrag nach HGB gleich dem Aktivwert der Rückdeckungsversicherungen.
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Nach § 246 Abs. 2 S. 2 HGB sind Vermögensgegenstände, die dem Zugriff übriger Gläubiger

entzogen sind und ausschließlich der Erfüllung von Schulden aus Altersversorgungsverpflich-

tungen dienen, mit diesen Schulden zu verrechnen. Das Planvermögen der im Zusammen-

hang mit der Pensionsverpflichtung bestehenden Rückdeckungsversicherung wird mit der

Pensionsrückstellung saldiert. In gleicher Weise wird mit den zugehörigen Aufwendungen und

Erträgen verfahren. Im Berichtsjahr wurden daher TEUR 11 (Vorjahr TEUR 9) aus der Aufzin-

sung des Planvermögens mit den Zinsaufwendungen aus der Aufzinsung der Pensionsrück-

stellungen verrechnet. Nach der Auszahlung an Frau Attawar betragen die Anschaffungskos-

ten des Planvermögens zum Bilanzstichtag TEUR 116 (im Vorjahr TEUR 311).

in TEUR Erfüllungsbetrag Zeitwert

Pensionsrückstellung 116 116

Planvermögen 116 116

in TEUR Pensionsrückstellung Planvermögen

Zinsaufwand 11

Zinsertrag 11

Den Mitarbeitern der DF AG wird ab dem Tag des Eintritts in das Unternehmen eine betriebli-

che Altersversorgung zugesagt, die im Wege arbeitgeberfinanzierter Beitragszahlungen in

eine Unterstützungskasse durchgeführt wird. Die Unterstützungskasse leistet nach Eintritt des

Versorgungsfalls direkt an die Mitarbeiter, so dass die Bildung einer Rückstellung für die Mit-

arbeiter hier nicht erforderlich ist.

Steuerrückstellungen

Durch Anwendung des Gewinnabführungsvertrags hat die DF AG das von der DF GmbH im

Berichtszeitraum erzielte Ergebnis in Höhe von TEUR 5.840 (Vorjahr TEUR 8.586) übernom-

men und als Ertrag ausgewiesen. Die sich nach Verlustverrechnung und nach Anwendung der

Vorschriften zur sog. ergebende Körperschaftsteuer zuzüglich Solidari-

tätszuschlag wird als Steuerrückstellung in Höhe von TEUR 269 bilanzier, die gesamte Kör-

perschaftssteuer-Rückstellung beläuft sich somit auf TEUR 940. Für erwartete Gewerbesteuer

des Veranlagungszeitraums 2023 wurde eine Rückstellung in Höhe von TEUR 325 (Vorjahr

TEUR 363) dotiert; die gesamte Gewerbesteuer-Rückstellung beläuft sich somit auf TEUR

1.165.

Sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen sind ausnahmslos kurzfristiger Natur und betreffen im Wesent-

lichen variable Tantiemenverpflichtungen sowie Kosten für die Aufstellung und Prüfung des

Jahres- und Konzernabschlusses.
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Rückstellung für Insolvenzverbindlichkeiten

Die Rückstellungen für Insolvenzverbindlichkeiten zum 31. Dezember 2023 in Höhe von TEUR

335 (Vorjahr TEUR 335) betreffen Verpflichtungen gegenüber den Insolvenzgläubigern aus

dem im Jahr 2016 abgeschlossenen Insolvenzverfahren.

E) Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit zwischen einem und fünf Jahren und mehr als fünf

Jahren bestehen weder bei den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen noch bei

den sonstigen Verbindlichkeiten.

IV. Angaben zu den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung

A) Umsatzerlöse

Die Umsatzerlöse der DF AG resultieren im Geschäftsjahr 2023 aus Konzernumlagen für Ma-

nagementleistungen in Höhe von TEUR 533 (Vorjahr TEUR 426) sowie aus Leistungen im

Zusammenhang mit dem Treuhandvertrag in Höhe von TEUR 17 (Vorjahr TEUR 32). Die Er-

träge aus dem Treuhandvertrag beinhalten eine Festvergütung für die Verwertung der desig-

nierten Vermögensgegenstände sowie Weiterbelastungen der dadurch verursachten Kosten.

B) Aufwendungen für bezogenen Leistungen

Im Geschäftsjahr betrugen die Aufwendungen für bezogenen Leistungen TEUR 304 (Vorjahr

TEUR 387) und betreffen ausschließlich Leistungen, die die DF AG von anderen Konzernge-

sellschaften bezogen hat, um ihre Aufgaben erfüllen zu können.

C) Sonstige betriebliche Erträge

Die sonstigen betrieblichen Erträge umfassen im Wesentlichen Kursgewinne in Höhe von

TEUR 69 (Vorjahr TEUR 222).

D) Sonstige betriebliche Aufwendungen

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten im Geschäftsjahr Aufwendungen für

Jahresabschlusserstellung und -prüfung in Höhe von TEUR 331 (Vorjahr TEUR 221), Versi-

cherungen in Höhe von TEUR 128 (Vorjahr TEUR 115), Veröffentlichung und Börsennotierung

in Höhe von TEUR 123 (Vorjahr TEUR 87), Hauptversammlung in Höhe von TEUR 114 (Vor-

jahr TEUR 151) und Aufsichtsratvergütung in Höhe von TEUR 113 (Vorjahr TEUR 110).

E) Erträge auf Grund eines Ergebnisabführungsvertrags

Der DF AG ist das von der DF GmbH im Geschäftsjahr 2023 erzielte Ergebnis entsprechend

dem abgeschlossenen Gewinnabführungsvertrag zuzurechnen und wird gemäß

§ 277 Abs. 3 S. 2 HGB in Höhe von EUR 5.839.769,36 (Vorjahr EUR 8.585.530,70) als Ertrag

ausgewiesen.

F) Ergebnis nach Steuern

Das Ergebnis nach Steuern beträgt TEUR 4.515 (Vorjahr TEUR 6.004) und ist im Wesentli-

chen auf die Ergebnisübernahme der DF GmbH zurückzuführen.
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V. Sonstige Angaben

Angabe zu § 264 Abs. 2 S. 3 HGB

Die gesetzlichen Vertreter der DF AG haben bei Unterzeichnung des Jahresabschlusses zum

31. Dezember 2023 die schriftliche Versicherung gemäß § 264 Abs. 2 S. 3 HGB am 25. April

2024 abgegeben.

Anzahl der Mitarbeiter

Im Geschäftsjahr waren gem. § 285 Nr. 7 HGB lediglich die zwei Mitglieder des Vorstands bei

der DF AG beschäftigt.

Gesellschaftsorgane

Vorstand

Dr. Behrooz Abdolvand, Vorstandsvorsitzender, Politikwissenschaftler, und Ge-
schäftsführer Deutsche Forfait GmbH

Hans-Joachim von Wartenberg, Vorstandsmitglied, Jurist und Geschäftsführer
Deutsche Forfait GmbH

Im Geschäftsjahr 2023 betrugen die Vorstandsbezüge insgesamt TEUR 681 (Vorjahr

TEUR 1.012); variable Bezüge fielen im Berichtsjahr in Höhe von TEUR 150 an (Vorjahr

TEUR 510).
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Aufsichtsrat

Dr. Ludolf von Wartenberg (Vorsitzender)
Selbständiger Unternehmensberater in Berlin

Kuratoriumsvorsitzender der Hanns Martin-Schleyer-Stiftung, Berlin

Kuratoriumsvorsitzender des Institut Finanzen und Steuern e.V., Berlin

Prof. Dr. Wulf-W. Lapins (stellvertretender Vorsitzender)

Wissenschaftlicher Peer Review Gutachter, Senior Fellow Researcher und aka-

demischer Mentor

Dr. Gerd-Rudolf Wehling bis 29.06.2023

Richter i.R.

Wolfgang Habermann ab 29.06.2023

Selbständiger Unternehmensberater

Die Vergütung der Aufsichtsratstätigkeit für das Geschäftsjahr 2023 betrug TEUR 113 (Vorjahr

TEUR 110) ohne Umsatzsteuer.

Pensionsrückstellungen für frühere Organmitglieder

Für ehemalige Mitglieder des Vorstands wurden Pensionsrückstellungen in Höhe von
TEUR 116 (Vorjahr TEUR 311) gebildet, denen leistungskongruente Rückdeckungen gegen-
überstehen.

Verzeichnis des Anteilsbesitzes nach § 285 Nr. 11 HGB

Gesellschaft Anteil am
Eigen-
kapital

Grund-/Stamm-

kapital

Ergebnis des

Geschäftsjahres

2023

Ergebnis des

Geschäftsjahres

2022

DF Deutsche Forfait s.r.o.,

Prag / Tschechische Republik

100 % EUR

CZK

12.068,55
300.000,00

EUR -315.480,36

CZK. -7.572.790,65

EUR -180.213,38

CZK. - 4.359.800,54

DF Deutsche Forfait Middle

East s.r.o., Prag / Tschechi-

sche Republik

100 % EUR

CZK

62.354,17
1.550.000,00

EUR -1.362.085,85

CZK -32.695.508,79

EUR -188.560,58

CZK -4.630.293,57

Deutsche Forfait GmbH, Köln 100 % EUR 25.100,00 EUR 5.839.769,36 EUR 8.585.530,70

Unter den Anteilen an verbundenen Unternehmen sind zum Bilanzstichtag unverändert ge-

genüber dem Geschäftsjahr 2022 die DF Deutsche Forfait s.r.o, die DF Deutsche Forfait Mi-

ddle East s.r.o. und die Deutsche Forfait GmbH berücksichtigt.
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Angabe nach § 285 Nr. 17 HGB

Das Gesamthonorar des Abschlussprüfers Grant Thornton AG entfiel ausschließlich auf Prü-
fungsleistungen und belief sich auf TEUR 264 (Vorjahr TEUR 199).

Die Abschlussprüfungsleistungen betreffen die Jahres- und Konzernabschlussprüfung und die

Prüfung des Abhängigkeitsberichts zum Ende des Geschäftsjahres sowie die prüferische

Durchsicht des Konzernzwischenabschlusses zum 30. Juni 2023.

Angaben nach § 160 Abs. 1 Nr. 8 AktG

Folgende Mitteilungen nach dem WpHG über Beteiligungen, die zum Bilanzstichtag 31. De-

zember 2023 fortbestehen, hat die DF AG erhalten:

o Herr Dr. Shahab Manzouri, Großbritannien, hat uns gemäß § 21 Abs. 1 WpHG am 12. Juli
2016 mitgeteilt, dass sein Stimmrechtsanteil an der DF Deutsche Forfait AG, Nördliche
Münchner Str. 9c, 82031 Grünwald, Deutschland, am 6. Juli 2016 die Schwellen von 3 %,
5 %, 10 %, 15 % und 20 %, 25 %, 30 %, 50 % und 70 % überschritten hat und an diesem
Tag 79,14% (dies entspricht 9.408.170 Stimmrechten) betragen hat.

o Herr Kevin Robert Steele, Großbritannien, hat uns gemäß § 21 Abs. 1 WpHG am 29. De-
zember 2022 mitgeteilt, dass sein Stimmrechtsanteil an der DF Deutsche Forfait AG, Gus-
tav-Heinemann-Ufer 56, 50968 Köln, Deutschland, am 28. Dezember 2022 die Schwelle
von 3 % überschritten hat und an diesem Tag 3 % (dies entspricht 356.628 Stimmrechten)
betragen hat. 0,22 % dieser Stimmrechte sind ihm über die Living Cells Unlimited zuge-
rechnet worden, 2,78 % werden von ihm als Herr Kevin Robert Steele gehalten.

Angabe nach § 285 Nr. 16 HGB

Vorstand und Aufsichtsrat haben die nach § 161 AktG vorgeschriebene Erklärung zum Cor-

porate Governance Kodex für das Berichtsjahr abgegeben. Die Erklärung ist den Aktionären

im April 2024 auf der Homepage der Gesellschaft (www.dfag.de/investor-relations/corporate-

governance) zugänglich gemacht worden.

Konzernverhältnisse nach § 285 Nr. 14 i. V. m. § 291 Abs. 2 Nr. 3 HGB

Die DF Deutsche Forfait AG, Köln, in ihrer Eigenschaft als deutsche Konzernleitung, stellt zum

31. Dezember 2023 für den größten und kleinsten Kreis von Unternehmen einen Konzernab-

schluss nach IFRS und einen Konzernlagebericht, der mit dem Lagebericht zusammengefasst

wurde, auf. Dieser ist im elektronischen Bundesanzeiger offen zu legen.
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Vorschlag zur Ergebnisverwendung

Der Vorstand schlägt vor, den zum 31. Dezember 2023 ausgewiesenen Bilanzgewinn der

DF Deutsche Forfait AG in Höhe von EUR 11.621.798,16 in das Folgejahr vorzutragen.

Nachtragsbericht

Im April 2024 eskalierte der Nahost-Konflikt. Diese neue höhere Eskalationsstufe berührt die

Geschäftstätigkeit der DF-Gruppe lediglich marginal, da die Gesellschaft in der Region weiter-

hin nur in den nicht-sanktionierten Bereichen Food und Pharma tätig ist und diese Güter nach

wie vor nachgefragt und gehandelt werden.

Köln, 25. April 2024

Der Vorstand
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3. Wiedergabe des 
Bestätigungsvermerks

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir den nachfolgend 

wiedergegebenen Bestätigungsvermerk erteilt:

An die DF Deutsche Forfait AG, Köln

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des zusammengefassten Lageberichts

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der DF Deutsche Forfait AG, Köln, bestehend 

aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem 

Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-

den geprüft. Darüber hinaus haben wir den mit dem Konzernlagebericht zusam-

mengefassten Lagebericht (nachfolgend: zusammengefasster Lagebericht) der 

DF Deutsche Forfait AG, Köln, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 

31. Dezember 2023 geprüft. Die Erklärung zur Unternehmensführung nach § 289f 

HGB und § 315d HGB, auf die im Abschnitt IV. des zusammengefassten Lagebe-

richts verwiesen wird, haben wir im Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vor-

schriften nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-

mögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer 

Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 

2023 und

Wiedergabe des 

Bestätigungsvermerks
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vermittelt der beigefügte zusammengefasste Lagebericht insgesamt ein zutref-

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 

steht dieser zusammengefasste Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-

schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prü-

fungsurteil zum zusammengefassten Lagebericht erstreckt sich nicht auf den 

Inhalt der oben genannten Erklärung zur Unternehmensführung.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 

Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des zu-

sammengefassten Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des zusammengefassten 

Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferver-

-

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach die-

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des zusammenge-

f

Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den europa-

rechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-

schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber hinaus erklären wir 

gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen Nicht-

prüfungsleistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der 

Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-

eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 

und zum zusammengefassten Lagebericht zu dienen.

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung 

des Jahresabschlusses

Wir haben bestimmt, dass es keine besonders wichtigen Prüfungssachverhalte 

gibt, die in unserem Bestätigungsvermerk mitzuteilen sind.

Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter bzw. der Aufsichtsrat sind für die sonstigen Informatio-

nen verantwortlich. Die sonstigen Informationen umfassen

die Erklärung zur Unternehmensführung nach § 289f HGB und § 315d HGB, 

auf die im zusammengefassten Lagebericht verwiesen wird, sowie
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die Versicherungen der gesetzlichen Vertreter nach § 264 Abs. 2 Satz 3 HGB 

und nach § 289 Abs. 1 Satz 5 HGB zum Jahresabschluss und zum zusammen-

gefassten Lagebericht.

Für die Erklärung nach § 161 AktG zum Deutschen Corporate Governance Kodex, 

die Bestandteil der Erklärung zur Unternehmensführung ist, sind die gesetzlichen 

Vertreter und der Aufsichtsrat verantwortlich. Im Übrigen sind die gesetzlichen 

Vertreter für die sonstigen Informationen verantwortlich.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum zusammengefassten La-

gebericht erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen, und dementspre-

chend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form von 

Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die oben 

genannten sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonsti-

gen Informationen

wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zu den inhaltlich geprüften 

Angaben im zusammengefassten Lagebericht oder zu unseren bei der Prüfung 

erlangten Kenntnissen aufweisen oder

anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Falls wir auf Grundlage der von uns durchgeführten Arbeiten zu dem Schluss ge-

langen, dass eine wesentliche falsche Darstellung dieser sonstigen Informationen 

vorliegt, sind wir verpflichtet, über diese Tatsache zu berichten. Wir haben in die-

sem Zusammenhang nichts zu berichten.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Auf-

sichtsrats für den Jahresabschluss und den zusammenge-

fassten Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresab-

schlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-

chen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-

lichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 

Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 

als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 

ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolo-

sen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschä-

digungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachver-

halte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 

einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 

Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
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Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-

che Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des 

zusammengefassten Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-

spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-

stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen 

und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstel-

lung eines zusammengefassten Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzu-

wendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 

ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im zusammengefassten La-

gebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-

prozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des zu-

sammengefassten Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 

Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lagebe-

richts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jah-

resabschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der zusammengefasste Lage-

bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 

der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetz-

lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 

unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum zusammengefassten Lage-

bericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie da-

für, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Be-

achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-

sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 

dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich ange-

sehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins-

gesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 

zusammengefassten Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 

von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine 

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen 

im Jahresabschluss und im zusammengefassten Lagebericht aufgrund von do-

losen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 
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Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-

reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 

dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche 

falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass 

aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 

werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, be-

absichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-

kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 

relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des zusammenge-

fassten Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-

handlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen 

sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-

teme der Gesellschaft abzugeben.

beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit 

zusammenhängenden Angaben.

ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-

nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignis-

sen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 

Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 

Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 

sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben 

im Jahresabschluss und im zusammengefassten Lagebericht aufmerksam zu 

machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prü-

fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-

fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 

dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fort-

führen kann.

beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insge-

samt einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 

liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresab-

schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

beurteilen wir den Einklang des zusammengefassten Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 

Bild von der Lage der Gesellschaft.

führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten zukunftsorientierten Angaben im zusammengefassten Lagebericht 

durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 

dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den 
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gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 

beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 

diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientier-

ten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. 

Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 

wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den ge-

planten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-

stellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen 

Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung 

ab, dass wir die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, 

und erörtern mit ihnen alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen 

vernünftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Unabhän-

gigkeit auswirken, und sofern einschlägig, die zur Beseitigung von Unabhängig-

keitsgefährdungen vorgenommenen Handlungen oder ergriffenen 

Schutzmaßnahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung Ver-

antwortlichen erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jah-

resabschlusses für den aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und 

daher die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese 

Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechts-

vorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus.

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche An-
forderungen

Vermerk über die Prüfung der für Zwecke der Offenlegung 

erstellten elektronischen Wiedergaben des Jahresab-

schlusses und des zusammengefassten Lageberichts 

nach § 317 Abs. 3a HGB

Prüfungsurteil

Wir haben gemäß § 317 Abs. 3a HGB eine Prüfung mit hinreichender Sicherheit 

durchgeführt, ob die in der 529900CY6JKIFT9GH610-2023-12-31-de.zip, mit dem 

Hash-Wert 

f38ea52ec332f364169b2c88bec6417a4a276698189d59d647e2eb0664371a1a, 

berechnet mit SHA256 enthaltenen und für Zwecke der Offenlegung erstellten 

Wiedergaben des Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts 

-

-Form

lichen Belangen entsprechen. In Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vor-

schriften erstreckt sich diese Prüfung nur auf die Überführung der Informationen 
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des Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts in das ESEF-

Format und daher weder auf die in diesen Wiedergaben enthaltenen noch auf an-

dere in der oben genannten Datei enthaltene Informationen.

Nach unserer Beurteilung entsprechen die in der oben genannten Datei enthalte-

nen und für Zwecke der Offenlegung erstellten Wiedergaben des Jahresabschlus-

ses und des zusammengefassten Lageberichts in allen wesentlichen Belangen 

den Vorgaben des § 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichtsformat. Über 

Prüfungsurteile zum beigefügten Jahresabschluss und zum beigefügten zusam-

mengefassten Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. 

Dezember 2023 hinaus geben wir keinerlei Prüfungsurteil zu den in diesen Wie-

dergaben enthaltenen Informationen sowie zu den anderen in der oben genannten 

Datei enthaltenen Informationen ab.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung der in der oben genannten Datei enthaltenen Wieder-

gaben des Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts in 

Übereinstimmung mit § 317 Abs. 3a HGB unter Beachtung des IDW Prüfungs-

standards: Prüfung der für Zwecke der Offenlegung erstellten elektronischen Wie-

dergaben von Abschlüssen und Lageberichten nach § 317 Abs. 3a HGB (IDW PS 

antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der ESEF-Unterlage

hend beschrieben. Unsere Wirtschaftsprüferpraxis hat die Anforderungen an das 

Qualitätsmanagementsystem des IDW Qualitätsmanagementstandards: Anforde-

rungen an das Qualitätsmanagement in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QMS 1 

(09.2022)) angewendet.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für 

die ESEF-Unterlagen

Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft sind verantwortlich für die Erstellung 

der ESEF-Unterlagen mit den elektronischen Wiedergaben des Jahresabschlus-

ses und des zusammengefassten Lageberichts nach Maßgabe des § 328 Abs. 1 

Satz 4 Nr. 1 HGB.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft verantwortlich für die inter-

nen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Erstellung der ESEF-Unter-

lagen zu ermöglichen, die frei von wesentlichen beabsichtigten oder 

unbeabsichtigten Verstößen gegen die Vorgaben des § 328 Abs. 1 HGB an das 

elektronische Berichtsformat sind.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Prozesses der Erstel-

lung der ESEF-Unterlagen als Teil des Rechnungslegungsprozesses.
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der ESEF-Un-

terlagen

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die 

ESEF-Unterlagen frei von wesentlichen beabsichtigten oder unbeabsichtigten 

Verstößen gegen die Anforderungen des § 328 Abs. 1 HGB sind. Während der 

Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus

identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher beabsichtigter oder 

unbeabsichtigter Verstöße gegen die Anforderungen des § 328 Abs. 1 HGB, 

planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 

sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen.

gewinnen wir ein Verständnis von den für die Prüfung der ESEF-Unterlagen re-

levanten internen Kontrollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 

gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-

fungsurteil zur Wirksamkeit dieser Kontrollen abzugeben.

beurteilen wir die technische Gültigkeit der ESEF-Unterlagen, d.h. ob die die 

ESEF-Unterlagen enthaltende Datei die Vorgaben der Delegierten Verordnung 

(EU) 2019/815 in der zum Abschlussstichtag geltenden Fassung an die techni-

sche Spezifikation für diese Datei erfüllt.

beurteilen wir, ob die ESEF-Unterlagen eine inhaltsgleiche XHTML-Wieder-

gabe des geprüften Jahresabschlusses und des geprüften zusammengefass-

ten Lageberichts ermöglichen.

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO

Wir wurden von der Hauptversammlung am 29. Juni 2023 als Abschlussprüfer ge-

wählt. Wir wurden am 18. Dezember 2023 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind 

ununterbrochen seit dem Geschäftsjahr 2014 als Abschlussprüfer der DF Deut-

sche Forfait AG, Köln, tätig.

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile 

mit dem zusätzlichen Bericht an den Aufsichtsrat nach Artikel 11 EU-APrVO (Prü-

fungsbericht) in Einklang stehen.

Sonstiger Sachverhalt - Verwendung des Bestä-
tigungsvermerks

Unser Bestätigungsvermerk ist stets im Zusammenhang mit dem geprüften Jah-

resabschluss und dem geprüften zusammengefassten Lagebericht sowie den ge-

prüften ESEF-Unterlagen zu lesen. Der in das ESEF-Format überführte 

Jahresabschluss und zusammengefasste Lagebericht auch die in das Unterneh-

mensregister einzustellenden Fassungen sind lediglich elektronische Wiederga-

ben des geprüften Jahresabschlusses und des geprüften zusammengefassten 
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Lageberichts und treten nicht an deren Stelle. Insbesondere ist der ESEF-Vermerk 

und unser darin enthaltenes Prüfungsurteil nur in Verbindung mit den in elektroni-

scher Form bereitgestellten geprüften ESEF-Unterlagen verwendbar.

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Fabian Kuhn.

Frankfurt am Main, den 26. April 2024

Grant Thornton AG

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Maximilian Meyer zu Schwabedissen Fabian Kuhn

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Die Zurverfügungstellung unseres Bestätigungsvermerks an nicht durch Gesetz 

vorgeschriebene Empfänger darf nur zusammen mit dem geprüften Jahresab-

schluss, dem geprüften zusammengefassten Lagebericht und den geprüften 

ESEF-Unterlagen erfolgen. Unbeschadet dessen bedarf die Veröffentlichung oder 

Weitergabe des Jahresabschlusses, des zusammengefassten Lageberichts 

und/oder der ESEF-Unterlagen in einer von der bestätigten Fassung abweichen-

den Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) zuvor unserer er-

neuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf 

unsere Prüfung hingewiesen wird; wir weisen insbesondere auf § 328 HGB hin. 



Versicherung der gesetzlichen Vertreter 

Nach bestem Wissen versichern wir, dass gemäß den anzuwendenden Rechnungslegungs-

grundsätzen der Einzelabschluss zum 31. Dezember 2023 ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der DF Deutsche Forfait AG 

vermittelt und im Konzernlagebericht der Geschäftsverlauf einschließlich des Geschäftsergeb-

nisses und die Lage der DF Deutsche Forfait AG so dargestellt sind, dass ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird, sowie die wesentlichen Chancen und Risi-

ken der voraussichtlichen Entwicklung der DF Deutsche Forfait AG beschrieben sind. 

 

 

25. April 2024 

 

Der Vorstand 


	Teil 1 Bilanz und GuV
	Teil 2 Anhang
	Teil 3 LB
	Teil 4 BV
	Teil 5 Versicherung der ges Vertr



